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Fallsammlung

I. Beitragsrecht am Beispiel der Arbeitslosenversicherung

1) Aufgabe:

Rüdiger Reh und Martin Morlock gründen die Reh & Morlock GmbH. Nach dem Gesellschaftsvertrag hält Reh 50 % der Anteile, Regelungen über eine Beschränkung seines Einflusses sind nicht enthalten. Beide Gesellschafter werden zu Geschäftsführern berufen. Der Gesellschaftsvertrag sieht vor, dass „die Geschäftsführer die Gesellschaft gemeinsam vertreten“.

Die Gesellschaft nimmt am 01.01.2000 ihren Geschäftsbetrieb auf. Sie zahlt Reh ein monatliches Bruttogehalt von € 3.000,00. Ebenso führt sie ab diesem Zeitpunkt für Reh den Gesamtsozialversicherungsbeitrag an die Einzugsstelle ab. Hierin ist der Anteil von - damals - insgesamt 6,5 % zur Arbeitslosenversicherung enthalten.

Nach einem Gespräch mit einem befreundeten Steuerberater im Sommer 2006 wachsen bei Reh Zweifel daran, dass er wirklich sozialversicherungspflichtig beschäftigt ist. Er beantragt bei der Deutschen Rentenversicherung Bund „Statusfeststellung“ nach § 7a Abs. 1 SGB IV. Diese stellt mit Bescheid vom 15.09.2006 fest, dass Reh seit 2000 nicht beschäftigt gewesen sei.

Unter Beifügung dieses Bescheids beantragen Reh und die Reh & Morlock GmbH bei den verschiedenen Sozialversicherungsträgern Rückerstattung der seit 2000 gezahlten Beiträge. Bei der für Reh zuständigen Agentur für Arbeit geht der entsprechende Antrag wegen der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung am 30.12.2006 ein. Die Bundesagentur weist den Antrag am 01.06.2007 zurück. Sie folge nicht der Feststellung der DRV Bund, Reh sei beschäftigt gewesen; die Beiträge seien daher zu Recht gezahlt worden. Hilfsweise berufe sie sich für die vor 2002 gezahlten Beiträge auf Verjährung, diese Berufung sei nicht rechtsmissbräuchlich, da vor 2006 keine Entscheidung über Rehs Versicherungspflicht vorgelegen habe, sodass sich schutzwürdiges Vertrauen nicht habe bilden können. Auch den Widerspruch von Reh und der GmbH weist die BA zurück, und zwar mit Bescheid vom Montag, dem 03.12.2007, der am selben Tag per Brief zur Post gegeben wird.

Am Montag, dem 07.01.2008 suchen Reh und die GmbH um anwaltlichen Beistand nach. Was wird der Anwalt raten?

2) Rechtsprechung
1)
Beschäftigung von Gesellschafter-Geschäftsführern:

a) Selbstorganschaft: BSG, SozR 3-2400, § 7 Nr. 4; Fremdorganschaft: BSG, SozR 3-2400, § 7 Nr. 20

b) Eingliederung/Weisungsgebundenheit: BSG, SozR 2100, § 7 Nr. 7

c) Minderheitsbeteiligung über Sperrminorität: BSG, SozR 3-2400, § 7 Nr. 4; SozR 3-4100, § 168 Nr. 5

2)
Verjährung von  Beitragserstattungsforderungen:

a) Erhebung der Verjährungseinrede im (überprüfbaren) Ermessen: BSG, SozR 2100, § 27 Nr. 4 S. 16

b) Treuwidrigkeit der Verjährungseinrede (aktuell): BSG, SozR 4-2400 § 27 Nr. 1

3) Gesetzestexte

Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV)

§ 7. Beschäftigung. (1) Beschäftigung ist die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. (…)

(2) Als Beschäftigung gilt auch der Erwerb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen im Rahmen betrieblicher Berufsbildung.

(3) Eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt gilt als fortbestehend, solange das Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortdauert, jedoch nicht länger als einen Monat. Satz 1 gilt nicht, wenn (…)

§ 7a. Anfrageverfahren. (1) Die Beteiligten können schriftlich eine Entscheidung beantragen, ob eine Beschäftigung vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein anderer Versicherungsträger hatte im Zeitpunkt der Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer Beschäftigung eingeleitet. Die Einzugsstelle hat einen Antrag nach Satz 1 zu stellen, wenn sich aus der Meldung des Arbeitgebers (§ 28a) ergibt, dass der Beschäftigte Angehöriger des Arbeitgebers oder geschäftsführender Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist. Über den Antrag entscheidet abweichend von § 28h Abs. 2 die Deutsche Rentenversicherung Bund.

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund entscheidet auf Grund einer Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalles, ob eine Beschäftigung vorliegt.

§ 26. Beanstandung und Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge. (1) (…).

(2) Zu Unrecht entrichtete Beiträge sind zu erstatten, es sei denn, dass der Versicherungsträger bis zur Geltendmachung des Erstattungsanspruchs auf Grund dieser Beiträge oder für den Zeitraum, für den die Beiträge zu Unrecht entrichtet worden sind, Leistungen erbracht oder zu erbringen hat; Beiträge, die für Zeiten entrichtet worden sind, die während des Bezugs von Leistungen beitragsfrei sind, sind jedoch zu erstatten.

(3) Der Erstattungsanspruch steht dem zu, der die Beiträge getragen hat. Soweit dem Arbeitgeber Beiträge, die er getragen hat, von einem Dritten ersetzt worden sind, entfällt sein Erstattungsanspruch.

§ 27. Verzinsung und Verjährung des Erstattungsanspruchs. (1) (…).

(2) Der Erstattungsanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Beiträge entrichtet worden sind. Beanstandet der Versicherungsträger die Rechtswirksamkeit von Beiträgen, beginnt die Verjährung mit dem Ablauf des Kalenderjahrs der Beanstandung.

(3) Für die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Verjährung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinngemäß. Die Verjährung wird auch durch schriftlichen Antrag auf die Erstattung oder durch Erhebung eines Widerspruchs gehemmt. Die Hemmung endet sechs Monate nach Bekanntgabe der Entscheidung über den Antrag oder den Widerspruch.

§ 28d. Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Die Beiträge in der Kranken- oder Rentenversicherung für einen kraft Gesetzes versicherten Beschäftigten oder Hausgewerbetreibenden sowie der Beitrag aus Arbeitsentgelt aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Recht der Arbeitsförderung werden als Gesamtsozialversicherungsbeitrag gezahlt. Satz 1 gilt auch für den Beitrag zur Pflegeversicherung für einen in der Krankenversicherung kraft Gesetzes versicherten Beschäftigten. (…)

§ 28e. Zahlungspflicht, Vorschuss. (1) Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag hat der Arbeitgeber zu zahlen. (…)

§ 28h. Einzugsstellen. (1) Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist an die Krankenkassen (Einzugsstellen) zu zahlen. Die Einzugsstelle überwacht die Einreichung des Beitragsnachweises und die Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags. Beitragsansprüche, die nicht rechtzeitig erfüllt worden sind, hat die Einzugsstelle geltend zu machen. 

Drittes Buch Sozialgesetzbuch - SGB III

§ 24. Versicherungspflichtverhältnis. (1) In einem Versicherungspflichtverhältnis stehen Personen, die als Beschäftigte oder aus sonstigen Gründen versicherungspflichtig sind.

(2) Das Versicherungspflichtverhältnis beginnt für Beschäftigte mit dem Tag des Eintritts in das Beschäftigungsverhältnis oder (…)

(4) Das Versicherungspflichtverhältnis endet für Beschäftigte mit dem Tag des Ausscheidens aus dem Beschäftigungsverhältnis oder mit dem Tag vor Eintritt der Versicherungsfreiheit (…)

§ 25. Beschäftigte. (1) Versicherungspflichtig sind Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt (versicherungspflichtige Beschäftigung) sind. Auszubildende, die im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einer außerbetrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, stehen den Beschäftigten zur Berufsausbildung im Sinne des Satzes 1 gleich.

(2) (…)

§ 336. Leistungsrechtliche Bindung. Stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund im Verfahren nach § 7a Abs. 1 des Vierten Buches die Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwaltungsakt fest, ist die Bundesagentur hinsichtlich der Zeiten, für die der die Versicherungspflicht feststellende Verwaltungsakt wirksam ist, an diese Feststellung leistungsrechtlich gebunden.

§ 341. Beitragssatz und Beitragsbemessung. (1) Die Beiträge werden nach einem Prozentsatz (Beitragssatz) von der Beitragsbemessungsgrundlage erhoben.

(2) Der Beitragssatz beträgt 6,5 Prozent.

(3) Beitragsbemessungsgrundlage sind die beitragspflichtigen Einnahmen (…)

§ 342. Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter. Beitragspflichtige Einnahme ist bei Personen, die beschäftigt sind, das Arbeitsentgelt (…).

§ 346. Beitragstragung bei Beschäftigten. (1) Die Beiträge werden von den versicherungspflichtig Beschäftigten und den Arbeitgebern je zur Hälfte getragen. (…)

§ 348. Beitragszahlung für Beschäftigte. (1) Die Beiträge sind, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist, von demjenigen zu zahlen, der sie zu tragen hat.

(2) Für die Zahlung der Beiträge aus Arbeitsentgelt bei einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gelten die Vorschriften des Vierten Buches über den Gesamtsozialversicherungsbeitrag.
II. Fall 2: Erwerbsminderungsrente

Maria Meier ist am 01.01.1961 geboren. Ab 1980 absolviert sie eine dreijährige Lehre zur Frisörin. Danach ist sie sechs Jahre als Gesellin tätig. Ab 1989 arbeitet sie als angestellte Meisterin in einem großen Salon, unterbrochen von einer Elternzeit von 1993 bis 1996. Sie ist bei der Deutschen Rentenversicherung Baden-Württemberg rentenversichert.

In den folgenden Jahren entwickelt sie Wirbelsäulenbeschwerden. Dauerhaftes Stehen wird schmerzhaft. Bei längeren Terminen muss sie im Sitzen frisieren. Ende 2003 bewilligt ihr die DRV BW einen höhenverstellbaren, ergonomischen Frisörstuhl, mit dem sie noch einige Monate arbeiten kann. Nachdem sie aber ab Herbst 2004 dauerhaft arbeitsunfähig krank geschrieben ist, entlässt sie ihr Arbeitgeber betriebsbedingt zum 30.06.2005. Bis März 2006 bezieht sie Krankengeld, danach Arbeitslosengeld bis zur Erschöpfung des Anspruchs am 31.03.2007.

Sie beantragt Erwerbsminderungsrente. Der Gutachter der DRV BW untersucht sie und stellt fest, sie leide an degenerativen Veränderungen der Brust- und Lendenwirbelsäule mit erheblichen Nervenwurzelreizungen, einem dauerhaften Bandscheibenprolaps bei den WS-Segmenten C4/5 sowie einer mittelgradigen Coxarthrose links, die bereits die Beweglichkeit des Hüftgelenks beeinträchtigt habe. Der Gutachter meint, sie könne nur noch körperlich leichte Tätigkeiten mit regelmäßigem Wechsel von Gehen, Stehen und Sitzen ausüben, dies allerdings für mehr als sechs Stunden täglich. Als Frisörmeisterin könne sie nur noch weniger als vier Stunden täglich arbeiten.

Die DRV BW lehnt Meiers Antrag ab. Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung stehe ihr nicht zu, da sie auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch vollschichtig arbeiten könne. Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit könne sie ebenfalls nicht verlangen. Zwar sei es ihr nicht mehr möglich, als Frisörmeisterin zu arbeiten. Sie könne jedoch auf den Beruf einer Rezeptionistin in einem Frisörsalon verwiesen werden. Dieser Beruf entspreche ihrem Restleistungsvermögen. Er ermögliche Arbeit in wechselnder Körperhaltung. Sie könne ihn mit ihren Kenntnissen ohne längere Anlernzeit ausüben.

Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren erhebt Meier Klage zum Sozialgericht. Sie könne in keinem Beruf mehr drei Stunden täglich arbeiten. Mindestens aber sei sie berufsunfähig. Den Beruf einer Rezeptionistin in einem Frisörsalon gebe es nicht, während ihrer gesamten Tätigkeit haben kein ihr bekannter Salon eine vollschichtig angestellte Rezeptionistin beschäftigt. Und wenn es den Beruf gebe, sei die Tätigkeit überwiegend sitzend, dies sei ihr nicht zumutbar.

Der vom Sozialgericht beauftragte orthopädische Sachverständige bestätigt die medizinischen Feststellungen des Behördengutachtens. Die Handwerkskammer teilt mit, dass sechs von insgesamt 28 deutschen Tarifverträgen im Frisörhandwerk den Rezeptionisten in einem Frisörsalon kennen. Die Bundesagentur für Arbeit ermittelt, dass es in Deutschland noch etwa 120 derartige Stellen gebe, keine davon sei ihr als frei gemeldet worden.

Wie wird das Gericht entscheiden?

Zur Vorbereitung bitte § 43 und § 240 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) lesen!

III. Fall 3: Zur Sanktionierung erwerbsfähiger hilfebedürftiger Arbeitsuchender

1) Aufgabe

Konrad Schmelcher ist arbeitslos. Nach Auslaufen seines Anspruchs auf Arbeitslosengeld beantragt er bei der für ihn zuständigen „Arbeitsgemeinschaft Beschäftigung im Rhein-Neckar-Kreis“ Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Die Arbeitsgemeinschaft (Arge) bewilligt ihm am 01.06.2007 für Juli 2007 bis März 2008 monatlich € 750,13, und zwar die Regelleistung für Alleinstehende (€ 347,00), einen Mehrbedarfszuschlag für kostenaufwändige Ernährung bei Diabetes mellitus Typ IIb (€ 51,13) sowie für Unterkunft und Heizung € 352,00. 

Schmelcher schließt mit der Arge eine Eingliederungsvereinbarung, in der er sich u.a. dazu verpflichtet, monatlich 10 schriftliche Bewerbungsnachweise zu erbringen. Die Arge sagt im Gegenzug die Finanzierung einer Umschulung zu, sollte er binnen sechs Monaten keine Stelle finden. Am 25.07.2007 sind für Juli keine Bewerbungsnachweise eingegangen. Die Arge setzt Schmelcher schriftlich eine Nachfrist bis zum 10.08.2007. An diesem Tag übergibt Schmelcher fünf Ablehnungsschreiben von Unternehmen und erklärt, er habe für zehn Bewerbungen im Monat keine Zeit, er müsse sich jetzt im Sommer um seinen Kleingarten kümmern. Die Arge kürzt daraufhin mit Bescheid vom 11.08.2007 Schmelchers Regelleistung für September bis November 2007 um jeweils 30 % auf € 243,00 und hebt die ursprüngliche Bewilligung insoweit auf. Schmelcher ärgert sich zwar sehr über diesen Bescheid, legt aber keinen Rechtsbehelf ein.

Anfang Oktober 2007 schickt die Arge Schmelcher drei Vermittlungsvorschläge, die auf sein Tätigkeitsprofil passen, und fordert ihn auf, sich bei den genannten Unternehmen unverzüglich zu bewerben. Die drei Unternehmen teilen am 25.10.2007 der Arge mit, es sei keine Bewerbung eingegangen. Schmelcher teilt später mit, er sei im Oktober im Urlaub gewesen, dies hatte er der Arge nicht mitgeteilt. Die Arge erlässt daraufhin am 28.10.2007 einen Bescheid, in dem sie Schmelchers Regelleistung für November „unter Berücksichtigung der bereits am 11.08.2007 verhängten Sanktion“ um 90 % auf € 35,00 und für Dezember 2007 und Januar 2008 um 60 % auf je € 139,00 kürzt und die ursprüngliche Bewilligung insoweit aufhebt.

Am 01.11.2008 beantragt Schmelcher bei dem Sozialgericht Mannheim einstweiligen Rechtsschutz gegen die Kürzung der Regelleistung für November bis Januar die volle Regelleistung zu zahlen. Er könne von € 35,00 bzw. € 139,00 im Monat nicht leben.

Wie ist die materielle Rechtslage?

2) Gesetzestext

Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

§ 31. Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes II und des befristeten Zuschlages. (1) Das Arbeitslosengeld II wird unter Wegfall des Zuschlags nach § 24 in einer ersten Stufe um 30 vom Hundert der für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden Regelleistung abgesenkt, wenn

1.
der erwerbsfähige Hilfebedürftige sich trotz Belehrung über die Rechtsfolgen weigert, 

a)
eine ihm angebotene Eingliederungsvereinbarung abzuschließen,

b)
in der Eingliederungsvereinbarung festgelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nachzuweisen,

c)
eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit, eine mit einem Beschäftigungszuschuss nach § 16a geförderte Arbeit, ein zumutbares Angebot nach § 15a oder eine sonstige in der Eingliederungsvereinbarung vereinbarte Maßnahme aufzunehmen oder fortzuführen, oder

d)
zumutbare Arbeit nach § 16 Abs. 3 Satz 2 auszuführen,

2.
der erwerbsfähige Hilfebedürftige trotz Belehrung über die Rechtsfolgen eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit abgebrochen oder Anlass für den Abbruch gegeben hat. 

Dies gilt nicht, wenn der erwerbsfähige Hilfebedürftige einen wichtigen Grund für sein Verhalten nachweist. 

(2) (...).

(3) [in der Fassung bis 31.07.2006] Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Absatz 1 oder Absatz 2 wird das Arbeitslosengeld II zusätzlich um jeweils den Vomhundertsatz der nach § 20 maßgebenden Regelleistung gemindert, um den es in der ersten Stufe gemindert wurde. Hierbei können auch die Leistungen nach den §§ 21 bis 23 betroffen sein. (...). Der erwerbsfähige Hilfebedürftige ist vorher über die Rechtsfolgen nach den Sätzen 1 bis 4 zu belehren.

(3) [in der Fassung ab 01.08.2006] Bei der ersten wiederholten Pflichtverletzung nach Absatz 1 wird das Arbeitslosengeld II um 60 vom Hundert der für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden Regelleistung gemindert. Bei jeder weiteren wiederholten Pflichtverletzung nach Absatz 1 wird das Arbeitslosengeld II um 100 vom Hundert gemindert. Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Absatz 2 wird das Arbeitslosengeld II um den Vomhundertsatz gemindert, der sich aus der Summe des in Absatz 2 genannten Vomhundertsatzes und dem der jeweils vorangegangenen Absenkung nach Absatz 2 zugrunde liegenden Vomhundertsatz ergibt. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegangenen Sanktionszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt. (...).

(4) (5) (...)  

(6) Absenkung und Wegfall treten mit Wirkung des Kalendermonats ein, der auf das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes, der die Absenkung oder den Wegfall der Leistung feststellt, folgt; (...). Während der Absenkung oder des Wegfalls der Leistung besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften des Zwölften Buches.

Bitte lest zur Vorbereitung § 31 SGB II vollständig, außerdem §§ 15, 19 bis 23 und 39 SGB II sowie - über die Fallaufgabe hinaus gehend - zur prozessualen Seite § 86b Sozialgerichtsgesetz.

IV. Fall 4: Rechtsfrage der Verschiebung eines Anspruchs auf Alg

1) Aufgabe

Kunigunde Kaiser (K) ist mit einem Bruttoarbeitsentgelt von € 2.500,00 im Monat seit 1991 bei dem Unternehmen X. beschäftigt. Sie ist am 06.09.1952 geboren. Ihr Arbeitgeber kündigt ihr betriebsbedingt wirksam zum 31.06.2007. Sie meldet sich am 01.07.2007 bei der für sie zuständigen Agentur für Arbeit Schwetzingen arbeitslos. In der Verwaltungsakte der Bundesagentur findet sich später ein Vermerk der für K zuständigen Fallmanagerin Y mit dem Inhalt „Kundin beantragt noch kein Alg, will 55. Geb. abwarten, dann längere Bezugsdauer“.

Für die Zeit vom 01.06. bis zu ihrem Geburtstag lässt sich K bei ihrer Krankenkasse freiwillig versichern. 

Am 07.09.2007 erscheint sie erneut und beantragt Alg. Die Agentur bewilligt ihr am 15.09.2007 Alg für 15 Monate. Den Widerspruch der K weist sie mit Bescheid vom 29.09., der der K am 01.10. zugestellt wird, zurück.

Am Freitag, dem 02.11.2007, erhebt K Klage zum Sozialgericht Mannheim, die sie in den Briefkasten ihres Bürgermeisteramts einwirft. In der Hektik vergisst sie, konkret zu beschreiben, was sie erreichen möchte. Auch vergisst sie, die Klagschrift zu unterschreiben, der Briefkopf enthält aber ihren Namen und ihre Adresse. Sie behauptet, ihre Fallmanagerin Y. habe ihr am 01.07. mitgeteilt, dass sie im Augenblick einen Anspruch auf Arbeitslosengeld (Alg) für 12 Monate habe, dass sie aber, wenn sie ihren 55. Geburtstag abwarte, 18 Monate Alg beziehen könne. An diesen 18 Monaten halte sie fest. Zumindest aber möchte sie die € 455,60 erstattet erhalten, die sie vom 01.07. bis 06.09.2007 für ihre freiwillige Krankenversicherung habe aufwenden müssen.

Die beklagte Bundesagentur für Arbeit beantragt, die Klage als unzulässig zu verwerfen, hilfsweise, sie als unbegründet abzuweisen. Sie trägt vor, dass bei einer Verschiebung des Beginns des Anspruchs auf Alg nach § 118 Abs. 2 SGB III die Voraussetzungen des Anspruchs am Tag des tatsächlichen Anspruchsbeginns vorliegen müssten. Am 07.09.2007 habe K jedoch in der auf drei Jahre verlängerten Rahmenfrist nur 32 Monate und drei Wochen versicherungspflichtig gearbeitet. Dies reiche nach § 127 Abs. 2 SGB III nur für einen Anspruch von 15 Monaten.

1) Welche Ermittlungsmaßnahmen wird das SG entfalten?

2) Wie wird es über die beiden Anträge der K entscheiden?

2) Gesetzestexte

Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

§ 118. Anspruchsvoraussetzungen bei Arbeitslosigkeit. (1) Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit haben Arbeitnehmer, die

1.
arbeitslos sind,

2.
sich bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet und

3.
die Anwartschaftszeit erfüllt haben.

(2) Der Arbeitnehmer kann bis zur Entscheidung über den Anspruch bestimmen, dass dieser nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt entstehen soll. 

§ 123. Anwartschaftszeit. Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer in der Rahmenfrist mindestens zwölf Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat. Zeiten, die vor dem Tag liegen, an dem der Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen des Eintritts einer Sperrzeit erloschen ist, dienen nicht zur Erfüllung der Anwartschaftszeit.

§ 124. Rahmenfrist. (1) Die Rahmenfrist beträgt zwei Jahre und beginnt mit dem Tag vor der Erfüllung aller sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslosengeld. (…)

§ 127. Grundsatz. (1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld richtet sich 

1.
nach der Dauer der Versicherungspflichtverhältnisse innerhalb der um ein Jahr erweiterten Rahmenfrist und

2.
dem Lebensalter, das der Arbeitslose bei der Entstehung des Anspruchs vollendet hat.

Die Vorschriften des Ersten Titels zum Ausschluss von Zeiten bei der Erfüllung der Anwartschaftszeit und zur Begrenzung der Rahmenfrist durch eine vorangegangene Rahmenfrist gelten entsprechend.

(2)
Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld beträgt 

nach Versicherungspflichtverhältnissen
und nach Vollendung


mit einer Dauer von insgesamt
des … Lebensjahrs
… Monate

mindestens ... Monaten

12 

6

16 

8

20 

10

24 

12

30 
55. 
15

36 
55. 
18

(…) 

Sozialgerichtsgesetz

§ 87. (1) Die Klage ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts zu erheben. Die Frist beträgt bei Bekanntgabe im Ausland drei Monate.

(2) Hat ein Vorverfahren stattgefunden, so beginnt die Frist mit der Bekanntgabe des Widerspruchsbescheids.

§ 90. Die Klage ist bei dem zuständigen Gericht der Sozialgerichtsbarkeit schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erheben.

§ 91. (1) Die Frist für die Erhebung der Klage gilt auch dann als gewahrt, wenn die Klageschrift innerhalb der Frist statt bei dem zuständigen Gericht der Sozialgerichtsbarkeit bei einer anderen inländischen Behörde oder bei einem Versicherungsträger oder bei einer deutschen Konsularbehörde oder, soweit es sich um die Versicherung von Seeleuten handelt, auch bei einem deutschen Seemannsamt im Ausland eingegangen ist.

(2) Die Klageschrift ist unverzüglich an das zuständige Gericht der Sozialgerichtsbarkeit abzugeben.

§ 92. Die Klage soll die Beteiligten und den Streitgegenstand bezeichnen und einen bestimmten Antrag enthalten. Sie soll den angefochtenen Verwaltungsakt oder den Widerspruchsbescheid bezeichnen und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben und von dem Kläger oder einer zu seiner Vertretung befugten Person mit Orts- und Tagesangabe unterzeichnet sein.
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Art 34. Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in deren Dienst er steht. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden.

Verwaltungsgerichtsordnung

§ 40. (1) Der Verwaltungsrechtsweg ist in allen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art gegeben, soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zugewiesen sind. Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten auf dem Gebiet des Landesrechts können einem anderen Gericht auch durch Landesgesetz zugewiesen werden.

(2) Für vermögensrechtliche Ansprüche aus Aufopferung für das gemeine Wohl und aus öffentlich-rechtlicher Verwahrung sowie für Schadensersatzansprüche aus der Verletzung öffentlich-rechtlicher Pflichten, die nicht auf einem öffentlich-rechtlichen Vertrag beruhen, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben; dies gilt nicht für Streitigkeiten über das Bestehen und die Höhe eines Ausgleichsanspruchs im Rahmen des Artikels 14 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes. Die besonderen Vorschriften des Beamtenrechts sowie über den Rechtsweg bei Ausgleich von Vermögensnachteilen wegen Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte bleiben unberührt.
V. Fall 5: Auf dem Weg zur Nachbarschaftshilfe

Aufgabe

Martin Meier (M) wohnt seit seiner Geburt in P., einem kleinen Ort mit 2000 Einwohnern in der Rheinebene. Er kauft sich ein renovierungsbedürftiges Haus, in das er mit seiner vierköpfigen Familie einziehen will. Wie in P. allgemein üblich soll diese Arbeit weitgehend in Eigenregie durchgeführt werden. M.s enge Freunde und Nachbarn helfen jedes Wochenende mehrere Stunden auf der Baustelle. Für drei aufeinander folgende Wochenenden im Juli ist das Neueindecken des Dachs geplant. M. fragt deshalb über Mundpropaganda und Aushang in dem Fußballverein von P., er 350 Mitglieder hat und dem er seit 15 Jahren angehört, nach weiteren Helfern. Er erklärt, er werde sich mit einem großen Gartenfest und jeweils einem 6-er-Karton Wein bei den Helfern bedanken. Es melden sich sechs Bereitwillige, darunter der Malergeselle Walter Schneider (S), mit dem M flüchtig von einigen Vereinsfeiern bekannt ist.

Am ersten Sonnabend werden die Arbeiten verteilt und der Zeitablauf bekannt gemacht. Die Arbeiten sollen an allen sechs Tagen von 08.00 bis 12.00 und von 13.30 bis 18.00 Uhr laufen. Alle sechs Helfer erklären sich hierzu bereit.

Am Sonnabend des zweiten Wochenendes macht sich S morgens gegen 07.40 Uhr mit seinem Pkw auf den Weg. Der direkte Weg zur Baustelle führt von seinem Haus die Luisenstraße entlang bis zur Hauptstraße (700 m), diese entlang bis zum Dorfplatz (450 m), dann nach rechts in die Gartenstraße und diese entlang (900 m) bis zum Anwesen des M. An jenem Morgen biegt S aber nicht in die Gartenstraße ein, sondern fährt 300 m weiter die Hauptstraße entlang bis zum Rathausplatz. Er hebt dort am Geldautomaten seiner Sparkasse € 450,00 ab. Außerdem schaut er gegen 08.05 Uhr - ohne Termin - kurz bei seinem behandelnden Orthopäden in die Praxis, weil er seit Mittwoch leichte Schulterschmerzen verspürt, die er auf die Arbeiten am Sonntag zuvor zurückführt. Der Arzt untersucht die Schulter kurz, diagnostiziert aber nur eine Muskelverspannung und gibt S eine schmerzlindernde Salbe mit. S fährt los in Richtung Baustelle. 

200 m vor dem Dorfplatz nimmt ihm ein von links kommender Lastwagen die Vorfahrt. Fahrer und Halter: M, er eilig ebenfalls auf seine Baustelle wollte und viel zu schnell fuhr. Bei dem Zusammenstoß verletzt sich S schwer an beiden Beinen. Nach mehrwöchigem Krankenhausaufenthalt und vier Operationen stellt sich heraus, dass die beiden Kniegelenke des S eingesteift bleiben werden. S wird sich nur noch im Rollstuhl und für sehr kurze Strecken an zwei Krücken fortbewegen können. Seinen Beruf als Maler kann er nicht mehr ausüben.

S möchte für die dauernde Einbuße seiner Erwerbsfähigkeit eine laufende Entschädigung erhalten. Außerdem verlangt er € 5.000,00 für den zerstörten Wagen und ein Schmerzensgeld von mindestens € 25.000,00.

Wie ist die Rechtslage?
